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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. Januar 1957 

8 — 97103 — 2258/5611 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über das Abkommen 
vom 28. Oktober 1955 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Öster- 
reich über die Regelung des Grenzüberganges 
der Eisenbahnen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Der Wortlaut des oben genannten Abkommens und des Schlußpro- 
tokolls sind beigefügt. 

Federführend sind die Bundesminister für Verkehr und des Aus- 
wärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 163. Sitzung am 5. Oktober 1956 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetzentwurf wie 
folgt Stellung genommen: 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende 
Gesetz beschlossen:“. 

Begründung* 

Artikel 20 Abs. 2 der Vorlage enthält Vorschriften über die Be- 
steuerung, die auch den Ländern zufließende Steuern berühren. 
Das Gesetz bedarf deshalb gemäß Artikel 105 Abs. 3 in Verbindung 
mit Artikel 106 Abs. 2 GG der Zustimmung des Bundesrates. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung hierzu bleibt Vorbehalten. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Dr. h. c. Blücher 


Drude: Bonner Universitfits-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon »51 



Entwurf eines Gesetzes 

über das Abkommen vom 28. Oktober 1955 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Österreich über die 
Regelung des Grenzüberganges der Eisenbahnen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

Dem in Wien am 28. Oktober 1955 Unter- 
zeichneten Abkommen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik 
Österreich über die Regelung des Grenzüber- 
ganges der Eisenbahnen und dem am gleichen 
Tage in Wien Unterzeichneten Schlußproto- 
koll wird zugestimmt. Das Abkommen und 
das Schlußprotokoll werden nachstehend ver- 
öffentlicht. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, so- 
fern das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen ge- 
mäß seinem Artikel 39 Abs. 2 in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bun- 
desrates sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ver- 
kündet. 
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Begründung 


Auf Anregung der Generaldirektion der 
österreichischen Bundesbahnen und des Vor- 
standes der Deutschen Bundesbahn wurden 
im Juli 1954 Verhandlungen über die Rege- 
lung des Grenzüberganges der Eisenbahnen 
aufgenommen. Sie sind am 28. Oktober 1955 
mit der Unterzeichnung eines Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich über die Rege- 
lung des Grenzüberganges der Eisenbahnen 
abgeschlossen worden. 

Das vorliegende Abkommen befaßt sich mit 
der Regelung der Rechtsverhältnisse an den 
Eisenbahn-Grenzübergängen 

a) Passau — Schärding, 

b) Simbach (Inn) — Braunau (Inn), 

c) Freilassing — Salzburg, 

d) Kiefersfelden — Kufstein, 

e) Lindau Hbf. bzw. Lindau-Reutin — Bre- 
genz. 

In ihm werden die Rechte und Pflichten 
festgelegt, die jeder Staat ausübt bzw. auf 
sich nimmt, um den Grenzübergang der 
Eisenbahnen möglichst einfach, leicht und 
flüssig zu gestalten. 

Das Abkommen bezieht sich nicht auf den 
deutsch-österreichischen Eisenbahn-Durch- 
gangsverkehr auf den Strecken Mittenwald 
(Grenze) — Griesen (Grenze) und Ehrwald 
(Grenze) — Vils (Grenze), für den am 
14. September 1955 ein gesondertes Abkom- 
men zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Republik Österreich unter- 
zeichnet worden ist. 

Für den Anschluß- und Übergangsdienst auf 
den vorgenannten 5 Eisenbahn-Grenzüber- 
gängen besteht z. Z. keine staatsvertragliche 
Grundlage zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich. 
Der Dienst wird vielmehr gegenwärtig auf 
Grund von Verwaltungsvereinbarungen 
zwischen der Deutschen Bundesbahn und den 
österreichischen Bundesbahnen abgewik- 
kelt. Im Zuge der Konsolidierung der Rechts- 
verhältnisse zwischen den beiden Nachbar- 
staaten erscheint es zweckmäßig, den Grenz- 
übergang der Eisenbahnen auf eine ordent- 
liche, staatsvertragliche Grundlage zu stellen. 

Das Abkommen regelt nicht nur die Rechts- 
verhältnisse auf den Strecken zwischen der 
Staatsgrenze und den Gemeinschaftsbahn- 


höfen (sogenannte Anschlußgrenzstrecken), 
sondern bildet auch die Rechtsgrundlage für 
den Betrieb der Gemeinschaftsbahnhöfe und 
der Betriebswechselbahnhöfe. Durch eine 
solche umfassende Regelung ist es möglich, 
im Interesse des nationalen und internatio- 
nalen Personen- und Güterverkehrs den 
Grenzübergang zweckmäßig und einfach zu 
gestalten und damit einen Beitrag zur enge- 
ren Verbindung zweier befreundeter Nach- 
barstaaten auf dem Gebiet des Verkehrs zu 
leisten. 

Das Abkommen ist zum großen Teil ein 
Rahmenabkommen, das durch Verwaltungs- 
vereinbarungen der beteiligten Eisenbahn- 
verwaltungen (Deutsche Bundesbahn, öster- 
reichische Bundesbahnen) ergänzt werden 
muß. Es enthält aber die wichtigsten Grund- 
sätze für den grenzüberschreitenden Eisen- 
bahn-Übergangsverkehr. 

Nach Feststellung des Zweckes des Abkom- 
mens und Festlegung der wichtigsten Be- 
griffsbestimmungen — Gebietsstaat, An- 
schlußgrenzstrecke, anschlußgebende Verwal- 
tung, anschlußnehmende Verwaltung, An- 
schlußverkehr, Dienststellen, Bedienstete — 
wird eine Reihe wichtiger Grundsätze für 
den Eisenbahnbetrieb auf den Anschluß- 
grenzstrecken in den Gemeinschaftsbahn- 
höfen und Betriebswechselbahnhöfen aufge- 
stellt. Insbesondere ist die Frage der Ver- 
gütungen, der Behandlung von Neuanlagen, 
der Erhaltung der Anlagen und Geräte, der 
Rechte und Pflichten zur Dienstausübung, 
der Geltung der Betriebsvorschriften, der 
Handhabung der Bahnpolizei und der Fahr- 
plangestaltung geregelt. Besondere Bestim- 
mungen über das Beförderungsrecht und über 
die Tarife erschienen angezeigt, um jeden 
Zweifel darüber auszuschalten, in welchen 
Fällen sich der grenzüberschreitende Verkehr 
bis zum Gemeinschaftsbahnhof nach inter- 
nationalen Bestimmungen und wann er sich 
nach nationalen Vorschriften regelt (vgl. Ar- 
tikel 1 § 3 des Internationalen Übereinkom- 
mens über den Eisenbahnfrachtverkehr 
[CIM] und Artikel 1 § 3 des Übereinkom- 
mens über den Eisenbahn-Personen- und 
-Gepäckverkehr [CIV]). Die Haftung bei 
Personen- und Sachschäden im Anschluß- und 
Übergangsverkehr ist eingehend geregelt, die 
Rechtsstellung der Bediensteten der anschluß- 
nehmenden Verwaltung auf dem Boden des 
Nachbarstaates durch eine Reihe von Bestim- 
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mungen gesichert. Postrechtliche und devisen- 
rechtliche Bestimmungen sowie Bestimmun- 
gen des Abgabenrechtes ergänzen das Ab- 
kommen. 

Wie die meisten modernen internationalen 
Abkommen sieht auch das vorliegende die 
Einsetzung eines internationalen Schiedsge- 
richts vor, das tätig wird, wenn Meinungs- 
verschiedenheiten über die Auslegung und 
Anwendung des Abkommens zwischen den 
beiderseits zuständigen Verwaltungen nicht 
auf andere Weise beigelegt werden können. 

Das Abkommen ist auf unbestimmte Zeit ge- 
schlossen und mit einer Frist von sechs Mo- 


naten jeweils zum Ende eines Kalenderjah- 
res kündbar. Wie in anderen internationalen 
Verträgen der Bundesrepublik ist die Er- 
streckung des Abkommens auf das Land Ber- 
lin vorgesehen. 

Das Land Bayern ist gemäß § 32 GG vor 
Aufnahme der Delegationsverhandlungen 
rechtzeitig und ausreichend gehört worden. 

Das vorliegende Abkommen bedarf gemäß 
Artikel 59 Abs. 2 GG der Form eines Bun- 
desgesetzes, da es sich auf Gegenstände der 
Bundesgesetzgebung bezieht. 

Das Ratifikationsgesetz entspricht der für 
Gesetze dieser Art üblichen Fassung. 
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Abkommen zwischen 

der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
über die Regelung des Grenzüberganges der Eisenbahnen 


Der Präsident 

der Bundesrepublik Deutschland 
und 

der Bundespräsident 
der Republik Österreich 

sind, in der Absicht, den Grenzübergang der Eisenbahnen 
zwischen den beiden Staaten zu regeln, übereingekom- 
men, ein Abkommen zu schließen. 

Zu diesem Zweck haben zu ihren Bevollmächtigten 
ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Gesandten Dr. Carl Hermann Mueller-Graaf, 
Leiter der Wirtschaftsdelegation 
der Bundesrepublik Deutschland in Wien 

und 

Herrn Ministerialdirigenten Dr. Paul Schröter 
im Bundesministerium für Verkehr, 

Der Bundespräsident der Republik Österreich 
Herrn außerordentlichen Gesandten 

und bevollmächtigten Minister Dr. Wilfried Platzer 
im Bundeskanzleramt, Auswärtige Angelegenheiten 

und 

Herrn Ministerialrat Dr. Erich J a r i s c h 
im Bundesministeriuin für Verkehr und 
verstaatlichte Betriebe, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten die nachfolgenden Bestimmun- 
gen vereinbart haben: 

Artikel 1 

Allgemeines 

(1) Beide Verlragsstaaten verpflichten sich, den Grenz- 
übergang der Eisenbahnen zu ermöglichen. Sie werden 
alle Maßnahmen treffen, um ihn zweckmäßig und einfach 
zu gestalten. 

(2) Zu diesem Zwecke wird der Anschluß- und über- 
gangsdienst auf den grenzüberschreitenden Eisenbahn- 
strecken in Gemeinschaftsbahnhöfen oder Betriebswechsel- 
bahnhöfen durchgeführt. In den Geineinschaftsbahnhöfen 
soll auch die Grenzabfertigung abgewickelt werden. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Abkommens bezeichnen die Begriffe 

a) „Gebietsstaat" den Staat, auf dessen Hoheitsgebiet 
die Eisenbahnverwaltung des anderen Staates vor- 
geschobene Dienststellen errichtet oder sonst den 
Anschluß- und Übergangsdienst von ihren Be- 
diensteten vornehmen läßt, „Nachbarstaat" den 
anderen Staat; 

b) „Anschlußgrenzstrecke" die Strecke zwischen der 
Staatsgrenze und dem Gemeinschaftsbahnhof; 

c) „anschlußgebende Verwaltung" die Eisenbahnver- 
waltung des Gebietsstaates; 


d) „anschlußnehmende Verwaltung" die Eisenbahnver- 
waltung des Nachbarstaates; 

e) „Anschlußverkehr" den Verkehr der anschlußneh- 
menden Verwaltung auf der Anschlußgrenzstrecke 
und im Gemeinschaftsbahnhof; 

f) „Dienststellen" die Stellen der Eisenbahnverwal- 
tungen in Gemeinschaftsbahnhöfen oder Betriebs- 
wechselbahnhöfen; 

g) „Bedienstete" die Beamten, Angestellten und Ar- 
beiter, die bei den Stellen der Eisenbahnverwal- 
tungen ihren Dienst ausüben. 

Artikel 3 

Gemeinsdiafts- und Betriebswechselbahnhöfe 

(1) Gemeinschaftsbahnhöfe sind die Bahnhöfe 

a) Passau Hauptbahnhof, 

b) Simbach (Inn), 

c) Salzburg Hauptbahnhof, 

d) Kufstein, 

e) Lindau Hauptbahnhof und Lindau-Reutin. 

Die Regierungen der beiden Vertragsstaaten können 

vereinbaren, daß noch weitere Gemeinschaftsbahnhöfe 

errichtet werden. 

(2) Die Eisenbahnverwaltungen vereinbaren, welcher 
Verkehr (Personen-, Gepäck-, Expreßgut-, Eilgut-, Fracht- 
gut- und Tierverkehr) in Gemeinschaftsbahnhöfen abge- 
wickelt wird. Sie können ferner vereinbaren, daß der 
Anschluß- und übergangsdienst von Lindau Hauptbahn- 
hof und Lindau-Reutin zusammengefaßt wird. 

(3) Soweit der Anschluß- und übergangsdienst nicht 
in Gemeinschaftsbahnhöfen abgewickelt wird, ist er in 
Betriebswechselbahnhöfen durchzuführen, die von den 
Eisenbahnverwaltungen durch Vereinbarung festzulegen 
sind. 

Artikel 4 

Eisenbahnbetrieb auf den Anschlußgrenzstrecken 
und in den Gemeinschaftsbahnhöfen 

(1) Die Eisenbahnverwaltungen sind berechtigt und 
verpflichtet, den öffentlichen Eisenbahnbetrieb auf dem 
Gebiete des anderen Vertragsstaates von der Staats- 
grenze bis zum Gemeinschaftsbahnhof durchzuführen. 
Dazu wird der anschlußnehmenden Verwaltung die 
Anschlußgrenzstrecke zur Benutzung überlassen und die 
Mitbenutzung des Gemeinschaftsbahnhofes in dem Um- 
fange gestattet, wie dies zur Durchführung ihres dort 
abzuwickelnden besonderen Dienstes sowie des gemein- 
samen Anschluß- und Übergangsdienstes notwendig ist. 
Die Eisenbahnverwaltungen haben den Anschluß- und 
Ubergangsdienst durch besondere Vereinbarungen zu 
regeln. 

(2) Für den Eisenbahnbetrieb zwischen Abfertigungs- 
stellen auf Anschlußgrenzstrecken untereinander und mit 
dem Gemeinschaftsbahnhof können die Eisenbahnver- 
waltungen Abweichendes vereinbaren. 
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Artikel 5 

Eisenbahnbetrieb au! den Strecken 
mit Betriebswechselbahnhöfen 

Auf den Strecken mit Betriebswechselbahnhöfen ist 
der Anschluß- und Ubergangsdienst durch Vereinbarung 
zwischen den Eisenbahnverwaltungen zu regeln. 

Artikel 6 

Erweiterter Zugförderungs- und Zugbegleitdienst 

Die Eisenbahnverwaltungen können vereinbaren, daß 
der Zugförderungs- und Zugbegleitdienst über den Ge- 
meinschaftsbahnhof oder den Betriebswechselbahnhof 
hinaus von der anschlußnehmenden Verwaltung be- 
sorgt wird. 

Artikel 7 
Benutzungsvergütung 

Die anschlußnehmende Verwaltung verzinst, soweit 
nicht Naturalausgleich vorgesehen wird, der anschluß- 
gebenden Verwaltung als Vergütung für die Mitbenut- 
zung der Gemeinschaftsbahnhöfe und für die Benutzung 
der Anschlußgrenzstrecken den Anlagewert der für ihren 
Sonderdienst oder den Gemeinschaftsdienst bestimmten 
Eisenbahnanlagen je nach Umfang der Benutzung. Die 
Einzelheiten werden von den Eisenbahnverwaltungen 
vereinbart. 

Artikel 8 

Neuanlagen 

Neu-, Zu- und Umbauten in den Gemeinschaftsbahn- 
höfen und auf den Anschlußgrenzstrecken für den Ge- 
meinschaftsdienst oder für den Sonderdienst der anschluß- 
nehmenden Verwaltung werden im Einvernehmen der 
Eisenbahnverwaltungen von der anschlußgebenden Ver- 
waltung auf ihre Kosten ausgeführt, soweit nicht die 
Eisenbahnverwaltungen im Einzelfall etwas anderes 
vereinbaren. 

Artikel 9 

Erhaltung 

Die anschlußgebende Verwaltung hat sämtliche An- 
lagen und Geräte, die zum Gemeinschaftsbahnhof oder 
zur Anschlußgrenzstrecke gehören, mit ihren Stoffen zu 
erhalten, soweit die Eisenbahnverwaltungen nichts an- 
deres vereinbaren. 

Artikel 10 
Dienstausübung 

(1) Die anschlußnehmende Verwaltung bedient unbe- 
schadet der Bestimmung des Artikels 4 Absatz 2 den 
Verkehr auf der Anschlußgrenzstrecke mit ihren Zügen. 

(2) Die anschlußgebende Verwaltung versieht grund- 
sätzlich den Dienst der anschlußnehmenden Verwaltung 
im Gemeinschaftsbahnhof; sie hat ihn mit der gleichen 
Sorgfalt wie ihre eigenen Dienste zu verrichten. Die 
Eisenbahnverwaltungen vereinbaren, welche Dienste die 
anschlußnehmende Verwaltung selbst zu versehen hat. 

(3) Die anschlußnehmende Verwaltung kann im Ge- 
meinschaftsbahnhof eine Vertretung einrichten, deren 
Befugnisse von den Eisenbahnverwaltungen vereinbart 
werden. 

Artikel 11 

Grundsätze der Vergütungen 

Soweit Leistungen nicht im Naturalausgleich oder auf 
Grund anderer Vereinbarungen abgegolten werden, sind 
die Selbstkosten mit den zwischen den Eisenbahnver- 
waltungen besonders zu vereinbarenden Zuschlägen zu 
vergüten. 


Artikel 12 
Betriebsvorschriften 

(1) Auf den Anschlußgrenzstrecken gelten die Betriebs- 
vorschriften der anschlußnehmenden Verwaltung. Die 
Eisenbahnverwaltungen können jedoch vereinbaren, daß 
auf den gesamten Betriebsdienst oder auf bestimmte 
Teile dieses Dienstes die Betriebsvorschriften der an- 
schlußgebenden Verwaltung angewendet werden. 

(2) In den Gemeinschaftsbahnhöfen gelten die Betriebs- 
vorschriften der anschlußgebenden Verwaltung. Die 
Eisenbahnverwaltungen können jedoch vereinbaren, daß 
auf bestimmte Teile des Betriebsdienstes die Betriebs- 
vorschriften der a ns chluß nehmenden Verwaltung ange- 
wendet werden. 

(3) Zulassungen von Triebfahrzeugen und Prüfungen 
des Bedienungspersonals im Gebiete des einen Vertrags- 
staates gelten auch für das Gebiet des anderen Ver- 
tragsstaates. 

Artikel 13 
Eisenbahnpolizei 

(1) Die in den eisenbahnrechtlichen Vorschriften be- 
gründeten Aufgaben, die der Aufrechterhaltung der 
Sicherheit und Ordnung im Eisenbahnbetrieb und im 
Eisenbahnverkehr dienen, sind in den fahrenden Zügen 
auf der Anschlußgrenzstrecke durch die Eisenbahnpolizei- 
beamten der anschlußnehmenden Verwaltung wahrzu- 
nehmen. Bei der Durchführung dieser Aufgaben bestim- 
men sich die Befugnisse der Eisenbahnpolizeibeamten 
nach den eisenbahnrechtlichen Vorschriften des Nachbar- 
staates. Nach denselben Vorschriften richtet sich, wer 
Eisenbahnpolizeibeamter ist. 

(2) Verstöße gegen die Sicherheit und Ordnung im 
Eisenbahnbetrieb und im Eisenbahnverkehr auf der An- 
schlußgrenzstrecke sind der örtlich in Betracht kommen- 
den Dienststelle der anschlußgebenden Verwaltung zur 
weiteren Veranlassung anzuzeigen. 

(3) Eine Festnahme durch Eisenbahnpolizeibeamte der 
anschlußnehmenden Verwaltung auf der Ansclilußgrenz- 
strecke ist ausgeschlossen. Diese Eisenbahnpolizeibeamten 
sind jedoch befugt, Personen, die gegen die in den Ab- 
sätzen 1 und 2 angeführten Vorschriften verstoßen haben 
oder eines solchen Verstoßes verdächtig sind, der nächsten 
örtlich in Betracht kommenden Eisenbahndienststelle, in 
Gemeinschaftsbahnhöfen der Dienststelle der anschluß- 
gebenden Verwaltung, zur schriftlichen Aufnahme des 
Sachverhaltes zwangsweise vorzuführen. 

(4) Die zur Durchführung der polizeilichen Grenz- 
abferigung in fahrenden Zügen mitreisenden Organe und 
die Eisenbahnpolizeibeamten sind verpflichtet, auf Er- 
suchen sich gegenseitig Beistand zu leisten, soweit es 
ihre sonstigen Aufgaben und ihre Befugnisse zulassen. 

Artikel 14 
Fahrplangestaltung 

Die Eisenbahnverwaltungen sollen die Fahrpläne für 
die Anschlußzüge derart festsetzen, daß weder die Rei- 
senden noch die Güter größere Aufenthalte erleiden, als 
es der Eisenbahnbetrieb und der Eisenbahnverkehr sowie 
die Grenzabfertigung erfordern. 

Artikel 15 

Beförderungsrecht, Tarife 

(1) Die Beförderung von Personen, Handgepäck, Reise- 
gepäck, Expreßgut oder Gütern (einschließlich Leichen 
und lebender Tiere) zwischen einem Gemeinschaftsbahn- 
hof und einem Bestimmungs- oder Abgangs-(Versand-) 
Bahnhof des Nachbarstaates ist keine internationale Be- 
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förderung im Sinne des Internationalen Übereinkommens 
über den Eisenbahn-Personen- und -gepäckverkehr sowie 
des Internationalen Übereinkommens über den Eisen- 
bahnfrachtverkehr, es sei denn, daß der Absender durch 
die Wahl des Frachtbriefmusters die Anwendung der 
internationalen Beförderungsvorschriften beansprucht. 

(2) Für Beförderungen, die nach Absatz 1 nicht inter- 
nationale Beförderungen sind, gelten vorbehaltlich der 
Bestimmungen des Artikels 16 das Beförderungsrecht und 
die Tarife der anschlußnehmenden Verwaltung. 

(3) Der Tarifschnitt liegt bei Gemeinschaftsbahnhöfen 
in der Mitte des Empfangsgebäudes. Die Tarife dürfen 
nicht ungünstiger sein, als im Staate der anschlußneh- 
menden Verwaltung. Soweit eine Tarifgenehmigung er- 
forderlich ist, bleibt sie dem Staate dieser Verwaltung 
Vorbehalten. 

Artikel 16 

Haftung 

(1) Wird beim Anschlußverkehr ein Reisender getötet 
oder verletzt oder eine Sache, die ein Reisender an sich 
trägt oder mit sich führt, beschädigt, so haftet die 
anschlußnehmende Verwaltung nach dem Recht des Ge- 
bietsstaates; sie steht dabei für die anschlußgebende 
Verwaltung ein. Außer der anschlußnehmenden Verwal- 
tung haftet auch die anschlußgebende Verwaltung als 
Gesamtschuldner. 

'(2) Werden Reisegepäck, Expreßgut oder Güter (Ar- 
tikel 15 Absatz 1) im Anschlußverkehr befördert, so 
haftet für Schäden, die durch gänzlichen oder teilweisen 
Verlust, Beschädigung oder Lieferfristüberschreitung ent- 
stehen, die anschlußnehmende Verwaltung nach dem 
Recht ihres Staates; sie steht dabei für die anschluß- 
gebende Verwaltung ein. Eine Haftung der anschluß- 
gebenden Verwaltung ist ausgeschlossen. 

(3) Erleidet ein im Anschlußverkehr tätiger Bedien- 
steter der anschlußnehmenden Verwaltung beim An- 
schlußverkehr einen Schaden an seiner Person oder an 
Sachen, die er an sich trägt oder mit sich führt, so haftet 
die anschlußgebende Verwaltung nur, soweit sich ihre 
Haftung aus einer vorsätzlichen unerlaubten Handlung 
eines ihrer Bediensteten ergibt. Entsprechendes gilt für 
Bedienstete anderer Verwaltungen des Nachbarstaates, 
die im Zusammenhang mit dem Anschlußverkehr dienst- 
lich im Gebietsstaat tätig sind. 

(4) Bei Schäden an Fährbetriebs- und Lademitteln sind 
die dafür bestehenden Übereinkommen anzuwenden. 

(5) Die Haftung für Sachschäden im Eisenbahn-Post- 
verkehr ist nach den Vereinbarungen der beteiligten 
Verwaltungen zu beurteilen. 

(6) Soweit nicht in den vorstehenden Absätzen oder 
in einem anderen Abkommen eine besondere Regelung 
getroffen ist, ist die Haftung für Schäden, die im Zu- 
sammenhang mit dem Betrieb der Eisenbahn im An- 
schlußverkehr entstehen, nach dem Recht des Gebiets- 
staates zu beurteilen. Soweit danach nur die anschluß- 
gebende oder nur die anschlußnehmende Verwaltung 
haftet, trifft die Haftung außer ihr auch die andere Ver- 
waltung als Gesamtschuldner. 

(7) Haften beide Verwaltungen, so kann der Geschä- 
digte die Klage nach Wahl gegen eine von ihnen er- 
heben. Das Wahlrecht erlischt mit der Erhebung der 
Klage. 

(8) Die Klage kann nur vor den Gerichten des Staates 
der in Anspruch genommenen Verwaltung erhoben 
werden. 

(9) Die Regelung des Rückgriffes und der Ersatzpflicht 
der Verwaltungen untereinander bleibt deren Verein- 
barung überlassen. 


(10) Für internationale Beförderungen im Sinne der in 
Artikel 15 Absatz 1 genannten Übereinkommen gelten 
die Bestimmungen der Absätze 1, 2 und 7 bis 9 nur 
insoweit, als nicht in diesen Übereinkommen eine andere 
Regelung getroffen ist. 

Artikel 17 

Befreiung vom Paß- und Sichtvermerkszwang 

(1) Die in Vollzug dieses Abkommens im Gebiets- 
staate tätigen Bediensteten der anschlußnehmenden Ver- 
waltung und die mit der Dienstaufsicht betrauten Be- 
amten sind in Ausübung ihres Dienstes vom Paß- und 
Sichtvermerkszwang befreit. Sie dürfen sich auf Grund 
eines mit Lichtbild versehenen Ausweises in Verbin- 
dung mit einer besonderen Bescheinigung der Vorge- 
setzten Dienststelle in den Ort, in dem sie ihre dienst- 
liche Tätigkeit im Gebietsstaate durchzuführen haben, 
begeben. Sofern sie dort wohnen, dürfen sie sich auch 
im Gebietsstaat ohne besondere Bewilligung aufhalten. 

(2) Soweit die in Absatz 1 bezeichneten Bediensteten 
im Gebietsstaat wohnen, sind auch die mit ihnen in stän- 
diger häuslicher Gemeinschaft lebenden Personen (Haus- 
haltsangehörige) vom Paß- und Sichtvermerkszwang be- 
freit. Sie bedürfen zum Grenzübertritt im Verkehr mit 
dem Nachbarstaat und zum Aufenthalt im Gebietsstaat 
nur eines mit Lichtbild versehenen Ausweises, der von 
der Vorgesetzten Dienststelle des Bediensteten auszu- 
stellen ist. 

Artikel 18 

Dienstkleidung 

Die Bediensteten der anschlußnehmenden Verwaltung 
dürfen im Gebietsstaate am Ort ihrer dienstlichen Tätig- 
keit und auf dem Hin- und Rückweg ihre Dienstkleidung 
tragen. 

Artikel 19 

Beistand, Strafrechtsschutz der Bediensteten 

(1) Die Dienststellen und die Bediensteten des einen 
Vertragsstaates sind verpflichtet, den Dienststellen und 
den Bediensteten des anderen Vertragsstaates bei der 
Ausübung ihrer Dienstobliegenheiten den erforderlichen 
Beistand zu gewähren und ihren hierauf gerichteten Er- 
suchen in gleicher Weise Folge zu leisten wie entspre- 
chenden Ersuchen eigener Dienststellen oder Bediensteter. 

(2) Die strafrechtlichen Bestimmungen des Gebiets- 
staates zum Schutze von Amtshandlungen und zum 
Schutze von Beamten gelten auch für strafbare Handlun- 
gen, die im Gebietsstaate gegenüber den in Vollzug 
dieses Abkommens tätigen Bediensteten der anschluß- 
nehmenden Verwaltung begangen werden, wenn sich 
diese in Ausübung des Dienstes befinden oder die Tat 
in Beziehung auf diesen Dienst begangen wird. 

Artikel 20 

Rechtsvorschriften für die Bediensteten 

(1) Die im Gebietsstaate tätigen Bediensteten der an- 
schlußnehmenden Verwaltung unterstehen unbeschadet 
der Bestimmungen des internationalen Privatrechtes den 
Rechtsvorschriften des Gebietsstaates. 

(2) Sie sind von allen öffentlich-rechtlichen persön- 
lichen Dienst- und Sachleistungen befreit, sofern sie An- 
gehörige des Nachbarstaates sind. Das gleiche gilt auch 
für ihre Haushaltsangehörigen. Für die steuerliche Be- 
handlung dieser Personen gelten die Bestimmungen des 
Artikels 18 des Abkommens zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Republik Österreich zur Ver- 


7 



meidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen sowie der 
Gewerbesteuern und der Grundsteuern vom 4. Oktober 
1954 oder die in Zukunft an die Stelle der erwähnten 
Bestimmungen tretenden Vereinbarungen. 

(3) Für das Dienstverhältnis der im Absatz 1 genann- 
ten Bediensteten, insbesondere auch in dienststrafrecht- 
licher Hinsicht, sind ausschließlich die im Nachbarstaate 
geltenden Vorschriften maßgebend. 

(4) Von strafbaren Handlungen, die von den im Ab- 
satz 1 genannten Bediensteten im Gebietsstaate begangen 
werden, ist die Vorgesetzte Dienststelle des Bediensteten 
durch die entsprechende Dienststelle des Gebietsstaates 
unverzüglich zu benachrichtigen. 


Artikel 21 

Sozialversicherung, Arbeitslosenversicherung 

Auf die Sozialversicherung und die Arbeitslosenver- 
sicherung der Bediensteten der anschlußnehmenden Ver- 
waltung sind die jeweils zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich geltenden zwi- 
schenstaatlichen Bestimmungen über Sozialversicherung 
und Arbeitslosenversicherung anzuwenden. 


Artikel 22 

Benennung und Abberufung der Bediensteten 

(1) Die Bediensteten der anschlußnehmenden Verwal- 
tung, die auf Grund dieses Abkommens regelmäßig im 
Gebietsstaate beschäftigt werden, sind den Dienststellen 
der anschlußgebenden Verwaltung schriftlich unter An- 
gabe der Geburtsdaten und des Dienstgrades zu benen- 
nen. Diese Benennung hat nach Möglichkeit vor, späte- 
stens aber gleichzeitig mit der Entsendung des Bedien- 
steten zu geschehen. Die Haushaltsangehörigen sind vor 
ihrer Übersiedlung in den Gebietsstaat auf die gleiche 
Weise, auch unter Angabe des letzten Wohnsitzes, 
bekanntzugeben. 

(2) Die anschlußnehmende Verwaltung würd ihre Be- 
diensteten auf Verlangen des Gebietsstaates von der 
Verwendung in dessen Gebiet ausschließen oder ab- 
berufen. 

Artikel 23 

Dienstgegenstände, 
Bedarfsgegenstände der Bediensteten 

(1) Alle zum dienstlichen Gebrauche bestimmten Ge- 
genstände, welche die im Gebietsstaate tätigen Bedien- 
steten der anschlußnehmenden Verwaltung ein- oder aus- 
führen, bleiben frei von Zöllen und sonstigen Abgaben. 
Die gleiche Begünstigung wird auch für gebrauchtes und 
ungebrauchtes übersiedlungsgut der erwähnten Bedien- 
steten, die im Gebietsstaate ihren dienstlichen Wohnsitz 
haben, und ihrer Haushaltsangehörigen gewährt. Gegen- 
stände dieser Bediensteten und ihrer Haushaltsangehöri- 
gen, die zum Ausbessern, Reinigen und dergleichen in 
den Nachbarstaat allsgeführt und von dort wieder zurück- 
gebracht werden, bleiben unter den entsprechenden Kon- 
trollmaßnahmen frei von Zöllen und sonstigen Abgaben? 
die Leistung einer Sicherheit entfällt. 

(2) Frei von Zöllen und sonstigen Abgaben bleiben 
auch die Gegenstände des persönlichen Bedarfs ein- 
schließlich der Lebensmittel, welche die nicht iin Gebiets- 
staate wohnenden Bediensteten auf dem Wege zum oder 
vom Dienst mit sich führen und während ihres dienst- 
lichen Aufenthaltes im Gebietsstaate benötigen. 


(3) Ein- und Ausfuhrverbote sowie Ein- und Ausfuhr- 
beschränkungen finden auf die in den Absätzen 1 und 2 
angeführten Gegenstände keine Anwendung. 

Artikel 24 

Dienstfahrzeuge, Fahrzeuge der Bediensteten 

(1) Dienstfahrzeuge und eigene Fahrzeuge, mit denen 
Bedienstete der anschlußnehmenden Verwaltung zur 
Ausübung ihres Dienstes in den Gebietsstaat fahren und 
in den Nachbarstaat zurückkehren, bleiben unter ent- 
sprechenden Kontrollmaßnahmen im Ein- und Ausgang 
frei von Zöllen und sonstigen Abgaben? die Leistung 
einer Sicherheit entfällt. Die gleiche Begünstigung gilt 
auch für Fahrzeuge der mit der Dienstaufsicht betrauten 
Dienststellen und Bediensteten der anschlußnehmenden 
Verwaltung. 

(2) Ein- und Ausfuhrverbote sowie Ein- und Ausfuhr- 
beschränkungen finden auf die im Absatz 1 angeführten 
Fahrzeuge keine Anwendung. 

Artikel 25 

Kenntlichmachung der Diensträume 

Diensträume, die der anschlußnehmenden Verwaltung 
zur Verfügung gestellt sind, können durch Amtsschilder 
und Hoheitszeichen kenntlich gemacht werden. 

Artikel 26 

Hausrecht 

Die Dienststellen der anschlußnehmenden Verwaltung 
haben innerhalb der ihnen zum Alleingebrauch zugewie- 
senen Räumlichkeiten das Recht, die Ordnung aufrecht- 
zuerhalten und Personen, die gegen die Ordnung ver- 
stoßen, zu entfernen. Dabei werden die zuständigen 
Dienststellen und Bediensteten des Gebietsstaates auf 
Ersuchen Beistand leisten. 

Artikel 27 

Gebrauchsgegenstände der Dienststellen 

Die zum dienstlichen Gebrauche der Dienststellen der 
anschlußnehmenden Verwaltung bestimmten Gegen- 
stände bleiben im Ein- und Wiederausgange frei von 
Zöllen und sonstigen Abgaben. Ein- und Ausfuhrverbote 
sowie Ein- und Ausfuhrbeschränkungen finden auf diese 
Gegenstände keine Anwendung. 

Artikel 28 

Dienstlich eingenommenes Geld 

Die von den Bediensteten der anschlußnehmenden Ver- 
waltung in den grenzüberschreitenden Zügen dienstlich 
eingenommenen Geldbeträge dürfen im Gebietsstaate 
mitgeführt und in den Nachbarstaat verbracht werden. 

Artikel 29 

Dienstlicher Zahlungsverkehr 

(1) Zahlungen auf Grund dieses Abkommens oder zu- 
sätzlicher Vereinbarungen zu diesem Abkommen sind 
nach den jeweils geltenden Bestimmungen über den 
Zahlungsverkehr zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Republik Österreich durchzuführen. 

(2) Die beiden Vertragsstaaten werden die erforder- 
lichen Maßnahmen treffen, um den dienstlichen Zahlungs- 
verkehr zwischen den Dienststellen der anschlußnehmen- 
den Verwaltung und dem Nachbarstaat einschließlich der 
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Zahlung von Dienstbezügen und Löhnen der Bedienste- 
ten sowie von Pensionsbezügen und Sozialrenten ehe- 
maliger Bediensteter und ihrer Hinterbliebenen zu er- 
möglichen. 

Artikel 30 

Dienstsendungen 

(1) Dienstbriefe und Dienstpakete sowie dienstliche 
Geld- und Wertsendungen, die für Dienststellen der an- 
schlußnehmenden Verwaltung bestimmt sind oder von 
diesen in den Nachbarstaat gesandt werden, dürfen durch 
Bedienstete der anschlußnehmenden Verwaltung ohne 
Vermittlung der Postverwaltung und frei von Postge- 
bühren befördert werden. 

(2) Diese Sendungen unterliegen der Zoll- und Devi- 
senkontrolle nur bei Verdacht einer strafbaren Handlung; 
sie sollen zur Vermeidung von Mißbräuchen mit dem 
Dienstsiegel der absendenden Stelle versehen sein. 


Artikel 31 

Postaustausch 

(1) Für den Austausch der Postsendungen in den 
Grenzbahnhöfen gelten die Bestimmungen des Weltpost- 
vertrages, seiner Nebenabkommen und der Vollzugs- 
ordnungen. Die Postverwaltungen der beiden Vertrags- 
staaten können im Rahmen der geltenden Gesetze er- 
gänzende Regelungen treffen. 

(2) Artikel 17 bis 27 dieses Abkommens gelten ent- 
sprechend auch für die im Gebietsstaate im Bahnpostdienst 
tätigen Postbediensteten des Nachbarstaates. 


Artikel 32 

Fernmeldeanlagen auf den Anschlußgrenzstrecken 

Die für Zwecke des Eisenbahnbetriebes auf den An- 
schlußgrenzstrecken erforderlichen Fernmeldeanlagen 
werden von der anschlußgebenden Verwaltung zur Ver- 
fügung gestellt. 

Artikel 33 

Sicherungsanlagen auf den Anschlußgrenzstrecken 

Soweit die zu Zwecken des Eisenbahnbetriebes auf 
den Anschlußgrenzstrecken erforderlichen Sicherungs- 
anlagen nicht von der anschlußgebenden Verwaltung zur 
Verfügung gestellt werden, ist die anschlußnehmende 
Verwaltung berechtigt, solche Anlagen selbst zu errich- 
ten und zu betreiben. 


Artikel 34 

Abgabenrechtliche Behandlung 

Die anschlußnehmende Verwaltung wird in Vollzug 
dieses Abkommens hinsichtlich der Abgaben im Gebiets- 
staate der anschlußgebenden Verwaltung gleichgestellt. 
Die Bestimmungen des Abkommens zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Republik Österreich zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen sowie der 
Gewerbesteuern und der Grundsteuern vom 4. Oktober 
1954, insbesondere Artikel 6 dieses Abkommens, oder 
die in Zukunft an ihre Stelle tretenden Vereinbarungen 


finden Anwendung. Die Beförderungsleistungen der an- 
schlußnehmenden Verwaltung auf der Anschlußgrenz- 
strecke unterliegen ausschließlich der Beförderungsteuer 
des Nachbarstaates. 


A r t i k e 1 35 

Abgabenfreiheit für Vereinbarungen 

Die auf Grund dieses Abkommens abzuschließenden 
Vereinbarungen genießen in beiden Vertragsstaaten 
Abgabenfreiheit. 

Artikel 36 

Meinungsverschiedenheiten, Schiedsgericht 

(1) Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung 
oder Anwendung dieses Abkommens sollen durch die 
beiderseits zuständigen Verwaltungen beigelegt werden. 
Die Regelung auf diplomatischem Wege wird dadurch 
nicht ausgeschlossen. 

(2) Soweit eine Meinungsverschiedenheit auf diese 
Weise nicht erledigt werden kann, ist sie auf Verlangen 
eines Vertragsstaates einem Schiedsgericht zu unter- 
breiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall in der 
Weise gebildet, daß jeder Vertragsstaat einen Vertreter 
bestellt und diese sich auf den Angehörigen eines drit- 
ten Staates als Obmann einigen. Werden die Vertreter 
und der Obmann nicht innerhalb von drei Monaten be- 
stellt, nachdem der eine Vertragsstaat seine Absicht, das 
Schiedsgericht anzurufen, bekanntgegeben hat, kann in 
Ermangelung einer anderen Vereinbarung jeder Ver- 
tragsstaat den Präsidenten des Internationalen Gerichts- 
hofes in Den Haag bitten, die erforderlichen Ernennun- 
gen vorzunehmen. Für den Fall, daß der Präsident die 
Staatsangehörigkeit eines der beiden Vertragsstaaten 
besitzt oder aus anderem Grunde verhindert ist, soll ein 
Stellvertreter im Amt die erforderlichen Ernennungen 
vornehmen. 

(4) Das Schiedsgericht fällt seine Entscheidung auf 
Grund dieses Abkommens sowie unter Anwendung des 
Völkergewohnheitsrechtes und der allgemein anerkann- 
ten Rechtsgrundsätze. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehr- 
heit. Seine Entscheidungen sind bindend. Jeder Vertrags- 
staat trägt die Kosten seines Schiedsrichters. Die übrigen 
Kosten werden von beiden Vertragsstaaten je zur Hälfte 
getragen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht sein Ver- 
fahren selbst. 

(6) Hinsichtlich der Ladung und Vernehmung von Zeu- 
gen und Sachverständigen werden die Behörden der bei- 
den Vertragsstaaten auf das vom Schiedsgericht an die 
betreffende Regierung zu richtende Ersuchen in dersel- 
ben Weise Rechtshilfe leisten wie auf das Ersuchen 
inländischer Zivilgerichte. 


Artikel 37 

Dauer des Abkommens, Kündigung 

(1) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit ge- 
schlossen. Es kann mit einer Frist von sechs Monaten 
zum Ende des Kalenderjahres gekündigt werden. 

(2) Im Falle der Kündigung werden die beiden Ver- 
tragsstaaten unverzüglich in Verhandlungen über eine 
Neuregelung eintreten. 
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Artikel 39 


Artikel 38 

Geltungsbereich 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland der 
Bundesregierung der Republik Österreich innerhalb von 
drei Monaten nach Inkrafttreten des Abkommens eine 
gegenteilige Erklärung abgibt. 


Ratifizierung 

(1) Dieses Abkommen soll sobald wie möglich rati- 
fiziert werden. Die Ratifikationsurkunden sollen in Bonn 
ausgetauscht werden. 

(2) Das Abkommen tritt vierzehn Tage nach Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft. 


ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten dieses Abkommen 
unterzeichnet und mit ihrem Siegel versehen. 

GESCHEHEN in doppelter Ausfertigung zu Wien am achtundzwanzigsten 
Oktober neunzehnhundertfünfundfünfzig. 


Für die 

Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 
Mueller-Graaf 
Dr. Schröter 


Für die 

Republik Österreich 
gezeichnet: 
Platzer 
Dr. J a r i s c h 


Schlußprotokoll 

zum Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
über die Regelung des Grenzüberganges der Eisenbahnen 


Bei der Unterzeichnung des Abkommens haben die 
Unterzeichneten Bevollmächtigten folgende Erklärung 
übereinstimmend abgegeben, die einen wesentlichen Be- 
standteil des Abkommens bilden soll: 

Angehörige der Vertragsstaaten im Sinne des Arti- 
kels 20 Absatz 2 Satz 1 sind einerseits Deutsche gemäß 
Artikel 116 Absatz 1 des Grundgesetzes für die Bundes- 
republik Deutschland, andererseits österreichische Staats- 
bürger. 

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten die- 
ses Protokoll unterzeichnet und mit ihrem Siegel ver- 
sehen. 

GESCHEHEN in doppelter Ausfertigung zu Wien am 
achtundzwanzigsten Oktober neunzehnhundertfünfund- 
fünfzig. 


Für die 

Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 
Mueller-Graaf 
Dr. Schröter 


Für die 

Republik Österreich 
gezeichnet: 
Platzer 
Dr. J ar is c h 
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